Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
Die Freie Stadt Danzig 


1. April 10936 


Tag Sn healt Seite 


28. 3. 1936 Verordnung über die Regelung des Verkaufs von roher Vollmilch und Marken⸗ 
milch durch landwirtſchaftliche Betriebe im Verbrau chergebiet (Polizeibezirk Danzig) 131 


20. 3. 1936 Verordnung zur Abänderung des Strafgeſetzbuhßñêʒ Uk 133 
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58 Verordnung 


über die Regelung des Verkaufs von roher Vollmilch und Markenmilch durch landwirtſchaftliche 
Betriebe im Verbrauchergebiet (Polizeibezirk Danzig). 
Vom 23. März 1936. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie auf Grund des $ 35 der Verordnung über die 
Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931 (G. Bl. S. 771) wird folgendes mit Geſetzes— 
kraft verordnet: 

§ 1 

Im Verbrauchergebiet (Polizeibezirk Danzig) darf von landwirtſchaftlichen Betrieben rohe Voll⸗ 
milch und Markenmilch nur mit Genehmigung des Vorſitzenden des Milchverſorgungsverbandes ab- 
gegeben werden. 


Der Vorſitzende beſtimmt, welche Betriebe als landwirtſchaftlicher Betrieb im Sinne der J. Aus⸗ 
führungsverordnung vom 10. Mai 1932 (G. Bl. S. 236) zur Verordnung über die Regelung der 
Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931 (G. Bl. S. 771) zu gelten haben. 


Die Genehmigung wird auf Widerruf und erſt dann erteilt, wenn der anmeldende Betrieb vom 
Senat — Abteilung Veterinärweſen — für die Abgabe von roher Vollmilch oder Markenmilch auf 
Grund der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931 und deren Wus- 
führungsverordnungen als geeignet befunden worden iſt. 


Perſonen, die bei der Gewinnung oder der Behandlung roher Vollmilch oder Markenmilch tätig 
ſind, ſind vor erſtmaligem Beginn ihrer Tätigkeit dieſer Art vom zuſtändigen Kreisarzt auf ihre 
geſundheitliche Eignung gemäß § 13 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 
27. Oktober 1931 zu unterſuchen und haben ſich für die Dauer ihrer Tätigkeit hinſichtlich ihrer geſund⸗ 
heitlichen Eignung einer ärztlichen Aufſicht zu unterſtellen. Die näheren Beſtimmungen erläßt der Ge- 
nat, Abteilung Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 

8 2 

Zur Gewinnung von roher Vollmilch oder Markenmilch dürfen nur Kühe benutzt werden, die 
durch Hornbrand oder Ohrmarken gekennzeichnet und alle 3 Monate vom ſtaatlich damit beauf- 
tragten Tierarzt auf alle Erkrankungen, die die Milch nachteilig beeinfluſſen können, insbeſondere auf 
Tuberkuloſe und Euterkrankheiten unterſucht ſind. Der Beſitzer der Kühe hat die Entnahme von Milch— 
proben zu dulden. 

8 3 

Erkrankte oder krankheitsverdächtige Kühe, insbeſondere ſolche mit Erkrankungen am Euter, ſind 
dem zuſtändigen Tierarzt unverzüglich zu melden und von den übrigen zur rohen Vollmilch oder 
Markenmilchgewinnung dienenden Kühe getrennt zu halten. Falls eine Trennung nicht möglich iſt, 
darf die Milch der geſunden Kühe auch nur in paſteuriſiertem Zuſtande zum Verkauf gelangen. Die 
Wiedereinſtellung unter die übrigen Kühe darf erſt erfolgen, nachdem der beauftragte Tierarzt dies 
für unbedenklich erklärt hat. | 

Sede Neueinſtellung von Kühen bedarf der Genehmigung des Vorſitzenden des Milchverſorgungs— 
verbandes. Die Verwendung der Milch dieſer neu eingeſtellten Kühe als rohe Vollmilch oder Mar- 
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kenmilch darf erſt erfolgen, nachdem der beauftragte Tierarzt die betreffenden Kühe für geeignet be⸗ 
funden hat. 
8 4 

Hinſichtlich der Einrichtung des Stalles und der Räume, in denen rohe Vollmilch oder Marken⸗ 
milch aufbewahrt, bearbeitet und feilgehalten wird, ſowie hinſichtlich der Pflege der Kühe und des 
Melkens gelten die Beſtimmungen der SS 14—20 der I. Ausführungsverordnung vom 10. Mai 1932 
zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931. 

Es iſt verboten, Kühe mit ſolchen Futtermitteln zu füttern, die die Beſchaffenheit der Milch 
nachteilig für die menſchliche Geſundheit beeinfluſſen können. Auch dürfen ſolche Kühe nicht mit Ab⸗ 
fällen aus Speiſeanſtalten gefüttert werden. i 

§ 5 
Rohe Vollmilch darf nur am Tage der Gewinnung in den Verkehr gebracht werden. 
§ 6 

Für die Durchführung der obigen Beſtimmungen ergehen vom Senat — Abteilung Veterinär⸗ 
weſen — nähere Anweiſungen. 

§ 7 

Für Markenmilch gelten noch folgende Vorſchriften: 

Der Fettgehalt muß mindeſtens 3 0% betragen. 

Der Keimbehalt und die Reinheit der Milch müſſen den Anforderungen entſprechen, die bei ſehr 
ſorgfältiger Gewinnung und Behandlung der Milch in dem betreffenden Unternehmen betriebswirt⸗ 
ſchaftlich erreichbar ſind. 

Markenmilch muß ſpäteſtens am Tage nach der Gewinnung in den Verkehr gebracht werden. Die 
Abfüllung hat am Tage der Gewinnung zu geſchehen. 

Markenmilch muß in ſorgfältig gereinigten Flaſchen abgegeben werden. Die Flaſchen ſind feſt 
zu verſchließen, ihre Reinigung muß leicht erfolgen können. Auf der Außenſeite oder auf dem Ver⸗ 
ſchluß muß in deutlicher, nicht leicht zu entfernender Schrift die Milchſorte, der Name und Wohnort 
des Betriebes oder ſeines Inhabers und das Datum der Gewinnung der Milch angegeben ſein. 
Dieſen Angaben kann ein bildlicher oder ſchriftlicher Zuſatz zugefügt werden. Ausgeſchloſſen ſind Zu⸗ 
ſätze, die eine über den Rahmen der Beſtimmungen für Marxkenmilch liegende Milchqualität vor- 
täuſchen können, wie z. B. „Kinder-, Säuglings- oder Kurmilch“. 

Von einer Abgabe der Markenmilch in Flaſchen darf nur abgeſehen werden, wenn ſie an Unter⸗ 
nehmen (Verbraucher im Sinne des § 2 Abſatz 2 der Verordnung über die Regelung der Milchwirt⸗ 
ſchaft vom 27. Oktober 1931 — G. Bl. S. 771) geliefert wird, die größere Mengen für den eigenen 
Verbrauch benötigen. In dieſem Falle muß die Abgabe von Markenmilch in plombierten, ſorgfältig 
gereinigten und leicht zu reinigenden Kannen erfolgen. Der Verſchluß der Kanne iſt durch eine an einem 
Draht oder einer Schnur befeſtigten Plombe ſo zu ſichern, daß die Milch bis zur Abgabe an den Ver⸗ 
braucher nicht verändert werden kann. Die Plombe muß mit einer Bezeichnung verſehen ſein, die den 
liefernden Betrieb kenntlich macht. Auf der Kanne ſelbſt iſt das Datum der Gewinnung der Milch 
in deutlicher, nicht leicht zu entfernender Schrift anzugeben. 

8 8 

Vorſätzliche Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit nicht in 
der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931 höhere Strafen vor- 
geſehen ſind, mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 G oder mit einer 
dieſer Straſen beſtraft. 

Sit die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, fo tritt Geldſtrafe bis zu 300 8 ein. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Erzeugniſſe, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht, erkannt werden, auch wenn dieſe Erzeugniſſe dem Täter nicht gehören. 

§ 9 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1936 in Kraft. Gleichzeitig treten die 88 20—32 der Ver⸗ 
ordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. Oktober 1931 (G. Bl. S. 771) ſowie Ar⸗ 
tikel! Abſatz 2 der Verordnung betr. Ermächtigung des Milchverſorgungsverbandes zur Einführung 
des Bearbeitungszwanges ſowie zum Erlaß von Beſtimmungen über Marken- und Vorzugsmilch vom 
22. September 1933 (G. Bl. S. 471) außer Kraft. 


Danzig, den 28. März 1936. i 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Nettelsty 
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59 Verordnung 
zur Abänderung des Strafgeſetzbuchs. 
Vom 20. März 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 28 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


At ie 


Der § 128 Abſ. 1 des Strafgeſetzbuchs in der für den Freiſtaat Danzig zur Zeit giltigen Faſſung 
erhält folgende Faſſung: 


„Die Teilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Verfaſſung oder Zweck vor der Staats⸗ 
regierung geheim gehalten werden ſoll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Gehorſam ver- 
ſprochen wird, iſt an den Mitgliedern mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten, an den Stiftern und 
Verfechtern der Verbindung mit Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahr zu beſtrafen.“ 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 26. Februar 1936 in Kraft. 


Danzig, den 20. März 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetblattes und Staatsanzeigets. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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